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Die Aus- und Fortbildung.
Die Aufwärtsentwicklung und Neuordnung: der Sozial¬

versicherung:, namentlich die der Krankenversicherung, seit In¬

krafttreten der RVO., bedingte selbstverständlich die Aus¬

bildung zahlreicher neuer und die Fortbildung schon vorhandener

Angestellter, lfl dieser Erkenntnis waren sich derzeit Aufsichts«

behörden, Kassenvors-iünde und nicht zuletzt dic Berufsverbände

der Angestellten einig.
Wie n alten Dingen gesagt werden kann, daß viele Wege

•ach Rom führen, so auch hier.

Kine einheitliche Festlegung: der Vorbedingungen für An¬

stellung und Stellenaufstieg im Wirtschaftsgebiet Qroß-Ham'burj?

ist 1914 nicht vorhanden gewesen. Die Dienstordnungen der

seinerzeit noch bestehenden 19 Ortskrankenkassen in Hamburg

und etlicher außerhalb Ham3)urgs in Preußen belegenen Kassen

enthielten über die erörterte Frage teilweise Bestimmungen

über eine IVüfußgsOrdnung:, teilweise genügte statt Prüfung ein

Nachweis entsprechender Tätigkeit und Kenntnisse. Diese Unter¬

schiede erklären sich daraus, daß die Meinungen der Be¬

ledigten — a) Aufsichtsbehörden, b) Kassenvorstände, c) An¬

gestellte — in dieser Frage nicht einheitlich waren. Der

Preußische Minister für Handel und Gewerbe und mit ihm

viele Vcsicherungsbeliorden erstrebten in der Vorkriegszeit,

daß mit der Frage der Genehmigung der Dienstordnung zugleich

die Regelung des Befähigungsnachweises für Austeilung und

Aufstieg erfolgte mit dem Zweck, Prüfungen nach einer be¬

stimmten Ordnung in ähnlicher Weise vorzunehmen, wie solche

für Gemeinde-, Lanier- und Reichsbeamte üblich sind. Den

Vemdttrsagsbebörden, so darf man wohl sagen, ging es hierbei

um den GrircJsatz der Anordnungsbefugnb- Die Vorstände

wünschten überwiegend die Betonung des Selbstverwakungs-

rechtes und damit freie Entscheidung über den Befähigungs¬

nachweis — § 362 RVO. letzter Satz —, wahrend zu guter Letzt

die Angestellten, gestützt darauf, daß abgesehen von einigen

Aasnhnen sic Angestellte* auf Privatdienstvertrag und An¬

hänger des freien Tarifrechtes sind, sich gegen den Crltl

Prüfungsordnungen und damit der Prüfengen überhaupt

gesprochen haben.

i>cr Streit der Meinungen ist bis zum Kriegsbegmn

von

aus-

1914

desht zu Fr.üe geführt. Fr ruhte während der Dauer

Krieges. Nichtsdestoweniger sind bereits während des Krieges

durch leitende Angestellte und im Vdß. (jetzt ZdA.) Vorträge

rehalten mit dem Zweck« die schon vorhandenen und durch den

Kriec vermehrten Bestimmungen der RVO, nach Inhalt Aas-

legung und Anwendung begrifflich den Angestellten zum Segen

der Versicherten nahe zu bringen. I>.e Auscfnendersetzmwefl

über Rejrelim« des Befähigungsnachweises wnrden baW nach

Beendigung des Krieres wicJ.tr aufgenommen. Dieselbe wurde

z. B, in Hamburg darin kcüid ¦

. daß von formalen Prüfungen

abgesehen und den Vorständei e Entscheidung iü>er Gruppie¬

rung Befähigung usw, durch Dienstordnimg überlassen wur

h den unteren Ansteihmgsgruppen genügte für ut.: Uebertritt

aus den Htlfsarbeiterdienstverhältnis in das Angest uver-

hältnis eine einjährige Dienstzeit bei der Kasse •

i d :• 1 e*t

rewandt schreiben, rechnen nad sich mündlich und sc ei:

rieht« abdrücken zu können (Taritgrnppe l\ Die nächst-

here Besoldungsgruppe (Tarifgruppc II!' soll erreicht werden

-h einer zweijährigen Tätig, .it in Oruppe IV. \uBerd

Uten ausreichend Kennti der grundJegemh Bestim-

ngen der RVO. t der Kassensaizmig -ch ent pre

tigkeit 4n dieser /e;t nachgewiesen werden. Die Zugehörig¬

keit «ir daran inschlieBetJ lungsgrappe (T; *?e lf)

war davon abhängig. daB 6 Monate probewen Tätigkeit in

einer teilweise leitenden Beschäftigung zur Zufriedenheit der

KassenJermng ausgeübt war. Eine grijr>d_.c:ie Kenntnis des

Rechtes ier Krankenversicherung und der m.t diesem in Be-

Ziehung stehenden iibrigen Recbtsgebicte mußte praktisch aufzu¬

weisen sein. Außerdem mußte der zu Befördernde die Fähigkeit

besitzen, Angestellte zu unterweisen. Für dic Verwaltungs-

mitglicder größerer Kassen und für leitende Angestellte mitt¬

lerer Kassen (andere kommen im Wirtschaftsgebiet Uroß-Iiam-

burg nicht in Frage) waren irgendwelche Prüfungen nicht vor¬

gesehen. Wo aus der Vorkriegszeit Prüfungsordnungen bestehen

geblieben waren, wurden diese bislang überwiegend nicht und

nur ia geringem Umfange bei Kassea, dann auch noch crhebiieli

beschränkt angewendet.
Die Auseinandersetzungen über Umfang und Art der Aus- und

Fortbildung von Angestellten, an deren Durchführung, wie ein¬

gangs gesagt Aufsichtsbehörden, Vorstände und Angestellte

gleiches Interesse haben, wurden ebenfalls nach Krie'ssbeendi-

gung wieder aufgenommen. Sic spielten vielfach ia die Regelung

des Dienstverhältnisses durch d;c Dienstordnungen hinein. Es

"wurde als sehr dringlich ¦llgftflirn, den bisherigen Inhalt der

RVO. mit den durch Kriegs- und Kriegsfolgczcit bedingten

Aenderungen durch gemeinsame Bearbeitung des Stoffes zu be¬

handeln und das Wissen der Angestellten zu verankern, sowie

ferner das Wollen und Können derselben zu fördern.

Nicht gleich war eine einheitliche Grundlage für Form und

Ausführung zu finden. Damals ging dic Auffassung dahin, daß

der KrankeiikassenausschuB hambnrgischcr Krankenkassen (Ver¬

einigung von Krankenkassen nach § 4\4 RVO.) mit Unter¬

stützung der Versichenratrsbehörden Fachkorse einrichten sollte.

„Gedacht war zunächst einen halbjährigen Lehrgang— zwei

Lehrabende in der Woche — zu eröffnen« der Krankenkassen¬

angestellten jeder Art zugänglich sein sollte. Dann sollten zwei

halbjährige Unterrichtszüge folgen, von denen der zweite nur

für Angestellte bestimmt war. die deu ersten Zug mit Erfolg
besucht haben« Der andere Zug war eine Wiederholung des

ersten Lehrganges, hi ihm sollte von erfahrenen Lehrern

des Fortbildung*Schulwesens Unterricht in der

deutschen Sprache erteilt werden, um die Kenntntsse in der

Rechtschreibung und der Satzlehre tu verbessern und gute

mündliche und schriftliche Ausdntcksweise zu üben. Von

Juristen des Versicherungswesens sollten Vor¬

lesungen zur Einführung in die Sozialversicherung gehalten
werden und außerdem die Organisation und das Recht der

Krankenversicherung behandelt werden. Im zweiten Lehrgang

sollte dann ausschließlich über des weitere Gebiet der Sozial¬

versicherung Uebersicht gejpeben werden« an die sich eine ein¬

gehende Behandlung der Beziehungen dieser V ersicherungs-

zwelge zur Krankenversicherung und des Verfahrens in Streit¬

sachen anschließen sollte. Außerdem sollten von leitenden

Kasseabeamte¦ die Han ah ung d. praktischen Ver¬

waltungswesens erörtert werde Arn Schlüsse der Lehr¬

gänge sollte eine Prüfung st; nden mit Zeugniserteilung.

Der erfolgreiche Besuch der Lehrgänge sollte von jeder weiteren

Prüfung der Befähigung für die beiden unteren Oruppen der

Ortskrankenkassc! freien. Die T« i sollte I !ig

sein uni die Kosten von den Ka* i ! i en und de:: An¬

gestellten gemeinsam aufgebracht werden. Die Regelung der

ganzen Ai rnheit wollte der Krankenkassenausschufi be¬

sorgen.44
Dieser im August 1910 vor . z aufgestellte Plan hat Vor-

• ie und Angestellte besc

Ueber ein Jahr Sparer, in: September 1920 erst, entstand

auf anderer Grundlage unter Betonung des gleichen ZU eine

h gsregelung. die in folgenden Leitsätzen nieder-

gelegt ist:

„Es besteht ein lebhaftes B ;- is AI Dg von

Fachkursen sowohl auf seitei er Krankenkassen als auch

der Angestellten,
Das Oberversicherangsamt Hamburg hat die A

*

.nz

solcher Kurse gefordert, talis von einer offiziellen Prüfung

der Angestellten bei Bei i Vi rung Abstand genommen

werden soll.
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Die bisher hierüber gepflogenen Verhandlungen haben mit

der Organisation der Angestellten, dem Zentralverband der

Angestellten, eine Einigung dahia ergeben, daß zunächst

Unterrichtskurse a'igemeiner Natur, d. h. eine Erläuterung der

Krankenversicherung an Hand einer Kassensatzung in Ver¬

bindung ma der RVO. erfolgen sollen.

Dic Teilnehmerzahl soll für die einzelnen Abteilungen

höchstens 23 betragen. Jede Abteilung biWet für sich eine

Arbeitsgemeinschaft Fragebeantwortung, häusliche Arbeiten

und Besprechungen sind vorgesehen.

Der Leiter der einzelnen Abteilung (Fachlehrer) soll sich

über die Befähigung jedes einzelnen Teilnehmers ein Urteil

bilden. Dieses soll bestimmend sein und das befriedigende

Zeugnis als Befähigungsnachweis für das Auf¬

rücken gelten.
Die Kurse sollen in geeigneten Schulräumcn in den ver¬

schiedenen Stadtteikn an einem Abend in der Woche abgehalten

werden und zirka 12 Stunden umiassen. Zur Deckung der

Kosten wird von jedem Teilnehmer ein Beitrag von 20 Mk. ge¬

fordert, wofür die Lehrmittel (Reichsversicherungsordnung,

Schreibhefte u. dgl.) geliefert werden. Etwaige ungedeckte

Kostenbeträge sind von den Kassen im Umlageveriahren auf¬

zubringen.
Der Unterricht soll von hierzu befähigten Angestellten

der Krankenkassen (eventl. Vorstandsmitgliedern) erteilt

werden. Die Stoffverteilung auf die einzelnen Stunden wird

durch gemeinsame Besprechung der Leiter festgesetzt.

Nach Abschluß dieses ersten Kursus soll ein weiterer

Kursus zur Ausbildung für die Angestellten in höheren Stellungen

veranstaltet werden.44

Die Kassen wurden dann aufgefordert geeignete Angestellte,

die befähigt und bereit sind, den Unterricht zu erteilen, auf¬

zugeben; ebenso sollten durch die Kassen Namen und Adressen

der Kursusteilnehmer gesammelt wrerden.

Vor dem Bericht über Anwendung und Erfolg der Richtlinien

einige Worte — der geschichtlich gerechten Würdigung wegen

— zu den inzwischen durchgeführten Ausbildungsmaßnahmen*

Es ist zu berichten über Vorträge betr. das Recht der Kranken¬

versicherung des Reg.-Rats Prof. Wrochem an der Universität

zu Hamburg im Juni-Juli 1919 im Rahmen des öffentlichen Vor¬

lesungswesens, deren Besuch anfänglich gut war, später jedoch

nachgelassen hat. Die im Oktober 1919 zentralisierte All¬

gemeine Ortskrankenkasse Hamburg hat im Sommer 1920 in

ihren Geschäftsräumen abteilungsweise Reihenvorträge für ihre

Betriebstätigen halten lassen. Vortragsfolgc und -inhalt war:

1. Allgemeines.
2. Mitgliedschaft.
3. Beiträge.
4. Unterstützung.

5. Wochenhilfe.

(). Kassen- und Rechnungsführung.
7. Versicherungsbehörden. Schreibverfahren, Angestellten-

recht, Dienstordnung.

8. Beziehungen zu anderen Kassen.

9. Statistik und soziale Fürsorge.

10. Der Dienst in den Zahl- und Meldestellen.

Andere Kassen haben wieder Belehrung der Angestellten durch

ihre Geschäftsführer in Vorträgen veranlaßt.

Der Lehrgang nach der im September 1920 vereinbarten

Äusbildungsregelung wurde endlich im Januar 1921 begonnen.

17 leitende Angestellte der Kassen waren Führer der Arbeits¬

gemeinschaften, die unter Wahrung der Belange und Absichten

der Beteiligten das gesteckte Ziel zu erreichen suchten. Der

von den Leitern aufgestellte Lehrplan kam einheitlich zur Ver¬

wendung. Derselbe gliederte sieb folgendermaßen:

1. Abend. Ziel und Zucck der Kurse, notwendige ge¬

schichtliche Einführung in die frühere Versicherung seit 1881«

die Grundsätze der Krankenversicherung (Versicherungszwang.

Selbstverwaltung, Rechtsanspruch). Organisation, Arten der

Krankenversicherung, ihre Organe und das Wahlsystem zu ihnen.

2. Abend. Kreis der versicherungspflichtigen Personen,

Ersatzkassenmitglieder, Versiehe rungstre.heit, Versicherungs-

berechtigung, Beschäftigungsart und Kassenzuständigkeit, Ent¬

gelt und Begrenzung.

3. A h e n d. Beginn und Ende der Mitgliedschaft, Fort¬

dauer nach S 311 der RVO.. formale Mitgliedschaft, Meldepflicht,

Grund- und Ortslohn.

4. bis 9. A b e n d. Leistungen (Regel- und Mehrleistungen),

Begriffserläuterung für Krankenpflege (ärztliche Behandlung,

Arznei, kleine Heilmittel, Ablösung und Begrenzung nach

Betrag und Ze t) Krankengeld (Verhältnis zum Grund- bzw. Orts¬

lohn, Arbeitsunfähigkeit. Dauer der Unterstützung, neuer Ver«

sieherungsfali, Verpfändung, Uebertragung, Krankenhauspflege,

Hansgeld, Fürsorge für Genesende, Unfalleinwirkung, Wochen¬

hilfe. Schwangerenhilfe. Sterbegeld, Familienhilfe. Beginn und

Ende des Anspruchs. Rüben und Abfindung. Fälligkeit, Ver¬

jährung und Krankenordnung.
10. A b e u d. Beiträge (^ürfinung und Verteilung, Mahnung,

Zwangsbeitreibung. Piändung. Konkurs. Strafen, Verjährung unj

Rückerstattung).
11. Abend. Sonderbestimmungen der besonderen Berufs-

zweige (Land- und Forstwirtschaft, Dienstboten, unständig Be¬

schäftigte, Wandergewerbe, Hausgewerbe und Lehrlinge).

12. Abend. Rechte und Pflichten der Angestellten, die

Verwaltung der Mittel. Rechnungsabschluß und Voranschlag.

13. Abend. Beziehungen zu anderen Kassen, zu Aufsichts¬

behörden, anderen Versicherungsträgern, zu Armenverbänden,
anderen Verpflichteten und Mibtäriürsorgeorganen und Weiter-

verfahren.

Vortrag mit naheliegenden Beispielen aus täglichem Vor¬

kommen, Fragebeantwortung, häusliche Arbeiten und Be.

sprechung dieser wurden, wie beabsichtigt, jeweils erledigt.
Leiterbesprechungen unter sich und mit Vorständevertretungen

sowie mit Kassendirektoren sprechen heute noch für den Ernst

der Arbeit, Hörerzusammenkünfte, Besprechungen in der zu-

ständigen Fachgruppe der ZdA. bewiesen erhebliches Interesse

der Angestellten, Aussprachen zwischen Organisationsbeauf¬

tragten und Krankenkasseuausschuß bewirkten gerechte Siche¬

rung der Belange von Vorständen, Kassenverwaltungen und An¬

gestellten. Sie schafiten Klärung in nicht immer vermeidbaren

Meinungsverschiedenheiten. Kostenrechnung abzulegen er¬

übrigt sich heute. Gegenüber dem Erfolg waren die Kosten

gering. Der Unterrichtskreis erstreckte sich auf Angestellte von

OKK., BKK.. JKK. und der Nebeneinrichtungen der Kranken¬

kassen. Durch Schlußberichte der Lehrer sind erklärt worden

als befähigt für Tarifgruppe 3—4 ...
316 Angestellte

als nicht befähigt, bzw. nochmaliger Lehr¬

gang wurde empfohlen für erst kurz¬

fristig beschäftigte Hilfsarbeiter .... 75

wegen wiederholten Fernbleibens und un¬

genügender Arbeitsablieferung sind nicht

beurteilt 26

Hörer — ohne Absicht auf Befähigungs¬

befund wegen Zugehörigkeit zu höheren

Tarifgruppen — nahmen teil 120

mithin Teilnehmergesamtzahl 537 Angestellte.

Einsprüche der Kassenleitungen gegen irrige Beurteilung

der Befähigung sind nur in 6 oder 7 Fällen erhoben. Eine Kom¬

mission für Beschwerden, gebildet durch Vorstandsabgeordnete,

eine Lehrervertretung und ZdA.-Beauftragten prüften die Ein¬

sprüche. Sie erkannten dieselben als richtig an.

Hervorragend wirkte die Unterrichtserteilung durch Männer

der Praxis. Mängel zeigten sich insofern, als neben den häus¬

lichen Aufsatzarbeiten nicht eine Klausurarbeit verlangt wurde.

Bei Lehrgangwiederholung wird der Mangel behoben. Auch

werden einige sonstige, aus der Erfahrung geschöpfte Ver¬

besserungen einzufügen sein.

Der Krankenkassenausschuß hamburgischer Krankenkassen

beschäftigte sich in der Folgezeit mehrfach mit der Fortführung

der Ausbildung. Wichtigere Angelegenheiten drängten jedoch

häufig die Erledigung zurück. Im März/April 1922 wurden

zusammenfassende Wiederholungsvorlesungen durch Geschäfts¬

führer gehalten, die in einer Serie Angestellte der Allgemeinen

Ortskrankenkasse Hamburg für drei Abende je 90 Teilnehmer

umfaßten, während in der anderen, ebenfalls drei Abende in An¬

spruch nehmenden Serie für Angestellte der übrigen Orts¬

krankenkassen und anderer Kassenarten durchschnittlich

30 Hörer anwesend wraren.

Im Mai 1922 beschäftigten sich beauftragte Vertrauens¬

männer des ZdA., Ortsgruppe Hamburg, mit der fachliche;!

Bildungsfrage im Wege des Fernunterrichts durch Unterrichts¬

briefe. Es wurde anerkannt, daß, wenn örtliche Verhältnisse

das bedingen und regelmäßige Fachvorträge und Lehrkurse nicht

abgehalten werden können, auch dieses Bildungsmittel mit an¬

gewandt werden müsse.

• Weitere Beratungen des Krankenkassenausschusses waren

wiederholt angesetzt. Die Erledigung trat dann namentlich im

Jahre 1923 immer wieder hinter die wichtigen Tagesfragen und

-sorgen der Kassen zurück.

Ein im April 1923 vorbereiteter Lehrgang des Zentral¬

verbandes der Angestellten, Ortsgruppe Hamburg, war ein

letzter Versuch, den Verhältnissen beizukommen. Vorbereitet

bis ins Kleinste, wurde die Ausführung zunächst behindert,

weil als Lehrmaterial für Vortragende und Hörer die vom

Hauptverband deutscher Ortskrankenkassen später heraus¬

gegebene Sammlung „Aenderungen der RVO.4' in der am Aus¬

gabetage geltenden Fassung täglich herauskommen sollte, aber

Umstände halber erst im August 1923 erschien. 4 Vortragende,

ebenfalls wieder geschäftsführende Kassenangestellte, waren

gewonnen, Räume dankenswerter Weise von der Allgemeinen

Ortskrankenkasse Hamburg zur Verfügung gestellt, Teilnehmer«

in Gruppen von etwa 70 Hörern im Durchschnitt gegliedert.

waren zahlreich gemeldet, Verständigung über Vortragsgliede¬

rung erzielt, kurzum alles war fertig, als die Schrecken des

Währungsverfalles einsetzten und jede Bildungsarbeit un¬

möglich machten.
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War es möglich trotz schwerster Erschütterungen im Groß-

Hamburgischen Wirtschaftsgebiet die Krankenversicherung

neben erheblichen gesetzlichen Hemmnissen zu halten und zu

sichern, so ist neben der aufopferungsvollen Tätigkeit der Vor¬

standsmitglieder, der sorgsamsten Zusammenarbeit der gc-

schäftsführenden Angestellten der Ortskrankenkassen in uud

um Hamburg die vorgenommene Aus- und Fortbildung der

Kassenangestellten hierfür auch von Bedeutung gewesen.

Der Personalabbau bewirkt zurzeit die einstweilige Zurück¬

stellung der Ausbildungsfrage, da Anfängerkräfte nicht vor¬

handen und Aufrückungsstellen nicht frei sind.

Wird — woran m. E. nicht zu zweifeln ist — die Zeit für

Wiederaufnahme der zurückgestellten Bestrebungen kommen

und neuer Aufstieg der Sozialversicherung bei Besserung der

wirtschaftlichen Verhältnisse in Erscheinung treten, so werden

Vorstände, Kassenle.tungen und Angestellte, ohne daß es dazu

gesetzlicher Maßnahmen und Eingreifens der Versicherungs¬

behörden bedarf, wieder das ihrige tun zum Wohle des Ganzen.

Geschäftsführer Peters. Wilhelmsburg/Elbe.
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Noch einmal: Die Saboteure.
Ihr drängt euch zu!

Nun gut, so mögt ihr walten.

Qocthe.

Der Verbaruv be-klagt sich wiederholt bitter darüber, daß

er von uns auf seine vielfachen Fragen keine Antwort erhält.

Für Uneingeweihte sei zunächst vorausgeschickt, daß der

«.Verbaruv44 kein Indianerstamm ist. wie man nach dieser

Bezeichnung anzunehmen geneigt wäre. Der Verbaruv Ist ein

Fachverein und heißt auf deutsch: Verband der Beamten und

Angestellten der Reichsunfallversicherung e. V.

Wir haben für den Kummer des Verbaruv. lange Zeit ohne

Antwort geblieben zu sein, vollstes Verständnis und bedauern es

eigentlich auch, daß wir ihm bisher nicht erwidern konnten. Was

uns abet vielleicht entschuldigt, das ist, daß eine freie Angestell¬

tengewerkschaft wichtigere Dinge zu tun hat. als sich mit dem

Kummerdasein eines Fachvereins zu beschäftigen.

Nichtsdestoweniger halten wir es für eine Pflicht der Höf¬

lichkeit, uns von Zeit zu Zeit ein Stündchen mit dem Verbaruv

zu unterhalten. Wir tun es um so lieber, als eine solche Unter¬

haltung immer dem ..Heil und Frommen44 unserer Kollegen dient,

(die von uns in schmählichster Weise „durchweg44 „Angestellte44

nicht Sozialbeamte! genannt werden.)

Also — um unsere Leser ins Bild zu setzen — sei berichtet,

daß der Verbaruv seit einigen Monaten von einem langen Winter-

schlaf erwacht ist. Als erste Tat hat er die staunende Mitwelt

mit einer Zeitschrift beglückt, die er in berechigtem Vaterstolz

auf seinen eigenen wohlklingenden Namen „Verbaruv44 getauft

hat. Diese Zeitschrift begann ihre Laufbahn in der Oeffentlichkeit

damit, ihren Zeitgenossen die unsterblichen Verdienste des Ver¬

baruv um die berufsgenossenschaftlichen Angestellten zu ver¬

künden. Wenn man sie so lobpreisen hört, könnte man bedauern,

daß noch niemand dem Verbaruv einen Lorbeerkranz gereicht hat.

Wie es um die Gewerkschaftsarbeit dieses Vereins

steht, haben wir bereits aus früheren Anlässen erörtert. In unse¬

rem ersten Aufsatz haben wir an ausführlichem Quellenmaterial

untersucht, nach welchen Grundsätzen der Verbaruv seine Tarif¬

politik treiben möge. Wir konnten aber nur zu den Ergebnis

Kommen, daß seine einzige Tugend die war, keine Grundsätze

zu besitzen. Den gleichen Ruhm verdient er für seine Mitarbeit

In der Frage der Dienstordnung.

Ueber diese Dienstordnung äußert sich der Verbandsvor¬

sitzende Herr Ertz in einem Artikel „Fünf Jahre Verbaruv44 fol¬

gendermaßen:
..Wenn wir noch nicht zn einer neuen Dienstordnung gekommen sind,

so ist das auf das Verhalten des AQV. und des ZdA. zurückzufahren, die

die DO. feil Anhang des Uebereinkommens. also einer Unterordnung, be¬

trachten wollten. Wir stehen jedoch auf dem Standpunkt, daß die I>0., in

Auswirkung einer gesetzlichen Vorschrift, das ..Primäre" sein soll, die sehr

wohl ein Uebereinkommen beigefügt werden kann."

Man muß diesen Satz einige Male lesen, um sich an das

Deutsch zu gewöhnen, aus dem dieser Vorsitzende seine Leitartikel

zu zimmern beliebt. Also: weil der Verbaruv die Dienstordnung

als das „Primäre44 und nicht als „Anhang des Uebereinkommens,

also eine Unterordnung44 betrachten wollte, hat er die vom ZdA.

mit dem Arbeitgeberverhand abgeschlossene Musterdienstordnung

bekämpft und ihre Einführung sabotiert. Tiefsinniger hat wohl

selten ein Verbandsvorsitzender gesprochen.
Wir sind der Ansicht, daß es unseren Kollegen höchst rieich-

Eültig sein wird, ob man eine Dienstordnung als etwas „Primä¬

res44 ode- als eine „Unterordnung44 betrachtet. Worauf es ihnen

allein ankommt, das ist, daß sie eine zeitgemäße Dienstordnung

und damit eine klare und ausreichende Sicherung ihres Arbeits¬

verhältnisses besitzen. Diesen Voraussetzungen entsprach aber

die von unserem Zentralverbannd vereinbarte Musterdienstord-

mmg in jeder Weise.

Nebenbei ist auch die Ansicht unsinnig, daß die Dienstordnung

eine „Unterordnung41 — gemeint kann doch nur sein, etwas recht¬

lich Unverbindliches! — gewesen wäre.

Wie hat der Verbaruv sich In der Frage der

Dienstordnung verhalten?

Wie beim Tarifvertrag war er auch hier redlich bemüht, die

Arbeit des Zentralverbandes nach allen Kräften zu hintertreiben.
Während seine Versuche, den Abschluß eines Tarifvertrages un¬

möglich zu machen, gänzlich mißlungen waren, hatte er hier
Jeider einen Erfolg zu verzeichnen. Er kann sich rühmen, erreicht

zu haben, daß durch seine Sabotage die Bcnifsgenossenschafts-
angestellten um eine neuzeitliche Dienstordnung und damit um

eine Klärung ihrer Rechtsverhältnisse betrogen worden sind, die

auf die schwerfällige und langwierige Gesetzesmühle nicht an¬

gewiesen war.

Der Verbaruv versuchte zunächst wieder nach der ihm als

erprobt erschienenen Taktik, die Verhandlungen mit allen Schika¬

nen zu verschleppen. Da hatte er einmal bei den Verhandlungen
den Entwurf zur Dienstordnung noch nicht durchgearbeitet! Dann

wünschte er Verhandlungen unter dem Vorsitz eines Vertreters

des Reichsversicherungsamts, offenbar, weil er seine eigene Posi¬

tion für außerordentlich schwach hielt. Schließlich sträubt er

sich gegen die „Verankerung des Tarifgedankens in eine Dienst*

Ordnung44, obwohl der Tarif einen unbestreitbaren Fortschritt für

die Berufsgenosscnschaftsangestellten gebracht hatte. Als alle

seine Sabotageakte mißlangen, zog er sich demonstrativ von den

Verhandlungen zurück.
Kaum hatte er aber diesen Schritt getan, so bereute er ihn

schon wieder — ein Zeichen dafür, wie tief der Verbaruv noch in

gewerkschaftlichen Kinderschuhen steckt, sofern man überhaupt
bei ihm von einer Gewerkschaft sprechen kann. Er flehte nun

das Reiehsversicherungsamt um Hilfe an, um wieder in die Ver¬

handlungen mit dem Arbeitgeberverband zu kommen. Dort hatte

man aber wenig Verständnis für sein Bitten. So mußte er dann,
den Entwurf einer angeblich neuen, im Grund aber in keinem

wesentlichen Punkte vom Entwurf des ZdA. abweichenden

Dienstordnung unter dem Arm, den Kanossagang zum Arbeit¬

geberverband antreten. Der Arbeitgeberverband verwies ihn auf

die Inzwischen mit dem Zentraiverband fortgeführten Verhand¬

lungen. Und als ihm dann weiter nichts übrig blieb, als sich an

diesen Verhandlungen weiter zu beteiligen, rechtfertigte er sich

seinen Mitgliedern gegenüber folgendermaßen:

,,Der Arbeitgeberverhand und der ZdA. legen offenbar Wert darauf, uns

tu den Schlußverhandlungen hinzuzuziehen (?). Diese Pinladung haben wir

selbstverständlich angenommen, weil wir hofften, unseren Wünschen

durchweg . . . .M

Dem Zentralverband der Angestellten gelang es trotz der

Obstruktion des Verbaruv im Wege der Verhandlungen mit dem

Arbeitgeberverband eine Dienstordnung zustande zu bringen.

Diese Dienstordnung enthielt alle Errungenschaften der ersten

Tarifverträge, vor allem das Anrecht auf lebensläng¬

liche Anstellung. Diese Dienstordnung hätte, wenn sie

in den einzelnen Betrieben eingeführt wäre, eine schnelle Klarung

der Rechtsverhältnisse gebracht, auf die heute die berufsgenossen¬

schaftlichen Angestellten immer noch warten. Und sie hätte einen

Erfolg bedeutet, wie er ihnen durch gesetzgeberische Hilfe nie in

den Schoß fallen wird und auch gar nicht fallen kann.

Der Verbaruv hat, durch seine von ihm allein verschuldete

Isolierung verärgert, diese Dienstordnung in unverantwortlicher

Weise heruntergerissen. In aüen Betrieben gab er die Parole

aus, gegen diese Dienstordnung zu stimmen:

..Unseren Mitgliedern empfehlen wir dagegen, diesen Entwurf bei der

durch die Rcichsversichcrungsordnung vorgeschriebenen Anhörung rundweg

abzulehnen, da er in keiner Weise den sich aus den heutigen Zeitverhält¬

nissen ergebenden Ansprüchen genügt.**

Dieser Vorfall gibt einen Begriff von der maßlosen Verant¬

wortungslosigkeit des Verbaruv. Die Dienstordnung wäre ein

Fortschritt gewesen, selbst wenn damals die Gleichstellung mit

den öffentlichen Beamten kurz vor der Tür gestanden hätte. Wie

kurzsichtig diese Hetze gegen dic vom ZdA. vereinbarte Dienst¬

ordnung war, ist aber heute erwiesen, wo es feststeht, daß die

Berufsgenossenschaftsangestellten auf die Anerkennung als

öffentliche Beamte Kar nicht rechnen können. Wie verderblich

sein Treiben war, wird am deutlichsten klar, wenn man sich ver¬

gegenwärtigt, daß heute die Berufsgenossenschaftangestellten

das Anrecht auf lebenslängliche Anstellung

gänzlich, und wahrscheinlich für immer, ver¬

loren haben. Dieser Verlust wäre ihnen erspart geblieben,

wenn sie der einfältigen Parole des Verbaruv nicht gefolgt wären

und der Dienstordnung zugestimmt hätten.

Durch die Verschleppungstaktik und Sabotage des Verbaruv

war die Dienstordnungsangelegenheit monate- und jahrelang

verzögert Inzwischen war die bekannte Krise in der Sozial«

Versicherung und im Arbeitgeberverhand deutscher Berufsgenos¬

senschaften eingetreten. In dieser Krisenzeit war es niciit mehr

möglich, auf eine Durchführung der Dienstordnung zu bestehen,

um rieht noch weitere Sicherungen zu gefährden. Früher aber

wäre diese Dienstordnung, die auch von den Arbeitgebern an¬

erkannt wurde, ohne jede Schwierigkeit In den Betrieben ein-
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geführt worden. Damit wären auch jene „klaren und dauernden

V. . iffen, die der Verbaruv will und dic er auf

. Wege ».i __.s'.'..i»L:t nicht erreichet wird.

iQ Doch einige Anmerkungen zu ein paar Anrempe-

sv.'i des Verbarnv.

In crem Art.kei „Wo sitzen die Saboteure?"' wirft er uns

tu _ ,:j wässerigen Polemik unser Stichwort zurfick. Die Antwort,

<iic er sich selber dar..uf gibt, lautet: .Jene Gewerkschaftssekre-

t. re" si d vor aüen die Saboteure, Unter „jenen Gcwerkschafts-
• kretirc** versteht er die „Kanonen des ADGB.*'. die in

je
- bekannten Sitzen? vom 26. Mai 1923 im Rcichsarbeitsn.ini-

ste.inn. zur Frage der N.MIfgthini des Dienstrechts gesprochen

haben soiien. Entweder haben die Vertreter des Verbaruv. die

Herrtl Trojt und Beyer, während der ganzen Sitzung gcschlaicn

.r sie haben damals Gespenster gestiien. Denn in dieser

SilzaiK. war auch nicht ein Vertreter des ADüB. erschienen.

Jn einer aussiebigen Debatte wurde gerade das Reichsarbcits-

¦inisterium gerügt, weil es diesen Spitzenverband der freigewerk-
sei.aiU.chcn Arbeiter zu der Sitzung gar nicht eingeladen hatte.

Von der gleichen Qualität sind auch die übrigen Anzapfungen.

Da nimmt der Verbaruv für sich allein den Ruhm in Anspruch,

dic Aenderung in der Zusammensetzung des Beschlußsenats des

Rciehsverstcheruiigsamts in Angesteiltensachen erwirkt zu habeu.

Kr nennt es eine „Dreistigkeit", eine „glatte Erfindung" und einen

„Aprilscherz", daß der Zentralve.band der Angestellten behauptet

hat, diese Aenderung sei das Ergebnis seiner Anträge. Und stür¬

misch fordert er von uns Antwort, wann diese Anträge gestellt

sind.

Lieber Verbaruv! Wer wird doch gleich so hitzig über¬

treiben! Nimm dir dk. „Volkstümliche Zeitschrift" zur Hand.

Schlage auf Nr. 2 von diesem Jahr, vom 30. Januar 1924. erste

St ite oben rechts. Dort wirst du die Antwort finden, die du

suchst.

Schließlich wirft uns der Verbaruv die Art unserer Agitation

I >r. Er ist der Ansicht, daß wir durch die infamsten Agitations-

ini.tcl ihm die kleine Sciiar seiner üläubigen abspenstig machen.

Eines dieser raffinierten Mittel ist: — man höre! — die Zu¬

sendung unseres „Nachrichtendienstes", des Mitteilungsblattes für

unsere Vertrauensleute! Einem Mitgliede des Verbaruv „in der

Provinz" soll nämlich regelmäßig unser „Nachrichtendienst**
zugesteht werden. „Zu «ehr durchsichtigen Zwecken", fügt der

Verbau« hinzu. Wer unseren „Nachrichtendienst" kennt, wird

MtsStt, <__.__ er am allerwenigsten tür Verbaniv-Mitgiieder ge¬

schrieben ist. Wir glauben wahrhaftig nicht daran, daß er die

Mitglieder des Verbaruv in Posemuckcl oder sonstwo za freien

Gewerkschaft.™ erziehen wird. Was zu diesem Ealle zu sagen

ist, das ist nur, dali es eine Unanständigkeit ist. wenn jenes

Verinn.v-Mitglied „aus der Provinz" ohne Entgelt das Versehen

de<. Postzeitungsamts ausnutzt und die ihm zu Unrecht aus¬

gehändigten Zeitschriften als fremdes Eigentum nicht zurück¬

sendet, wie es j. .ier ehrliche Mensch tun wird! Viel.eicht sorgt

der Verbaruv für cir.c entsprechende Aufklärung unter seinen

Mitgliedern. Damit wäre in diesem Fall beiden Teilen gedient.

Verwaltung.
Krantenvcrsichc.-ungsptiidU von Wirtschafterinn*.:.. Dic

¦ngflnstigen wirtschaftlichen Verhältnisse haben vielfach zu so¬

genannten »wilden Ehen" geführt. Diese Fäl'e ha>>cn sich ge.^cn-

ubi der Vorkriegszeit bedeutend vermehrt. Namentlich bei

Arbeitern, kleinen Hand werkt m nv, sind diese häufig anzu¬

treffen. Gerade diesen Leuten fehlt es ja meist am Nötigsten,

die für eine wirkliche Ehe Bnentbehrlichca Gegenstände nun-

se_-_--;Y... Hinzu kommt die immer krasser auftretende Woh¬

nungsnot. Oi: bindern lach andere Grü-Oe Jas Eingehen einer

Ehe. z. B.. dal eine der zusammenlebend.:. Personen von ihrem

Qatten toch nicht geschieden ist und was derlei liindernisso

hr sind. Wer in du- Kassenpraxis steht wird wissen, wie

häufig von „Arbe; .:;:" sogenannte Wirtschafterinnen, Haus-

bü!;erinnen usw. gemeldet werden. Prüft man dann die Ver¬

hältnisse, so kann man i^ dei meisten Fällen feststellen, daß

geber und Arbeitnehmer v-ic Ebelecte gosarnmenleben.
Oft wird außer freiem Unterhalt kein Bark>!in gezahlt Sind die

1 '. als krankenversicherungspfüchtige Beschäftigangsverhält-
niss. an hen oder nicht? Nach S 199 RVO. ist eine Vcr-
¦ cherungspflicht bei indet da Bar BeschattigungsverhStttrissa

hen „Ei-.eii •"
vei icheraugsfrel sind. Als Ehegatten

. man die in Frage kommenden Personen nacl«. den bürger¬
lich-rechtlichen Bestimmungen ledoch nicht ansehe;:. Ais wer-

rungs ••' ch1 • Beschäftigu; tsverhf l isse kann man ander-

nnr i ansehen, i;i denen der Ar)- •

-nc per«; •;:! ch und

ischaftlich ;¦' I .ig ist ut'.: gegen Entgelt be---' ftigt wird.

Ob des im Zusammenleben von Mann und Pmn lutrifit, maßte

von Patl cu Pal! entschieden werden. Die Fälle, in denen die

Erau einen Tel des zum Zusammenleben i.'.tigcn Geldes. Möbel.

Wäsche usv». mitbringt dürften triebt selten sein. Wenn zum

Beispiel die Wirtschafterin ihre Wohnung und Möbel zur Ver¬

fügung stellt, kann man nicht gut von einem wirtschaftlichen

Abhängigkeitsverhältnis eines Arbeitnehmers sprechen. Etwas
anderes ist es. wenn ein Witwer, der über eine Wohnung ver¬

fügt und vielleicht noch kleine Kinder hat. an Stelle seiner ver¬

storbenen Frau eine Person annimmt, d-ie das Hauswesen und!

die Kinder zu versorgen hat und dafür eine Entschädigung,
sei es auch nur freien Unterhalt, bezieht. Die sonstigen Be¬

ziehungen zwischen Arbeitgeber und Arbeitnehmer dürften in

diesem Falle keine Rolle spielen und auch bei Beurteilung der

Versicherungspflieht nicht ausschlaggebend sein. Den Wunsch

der beteiligten Personen, die Wirtschafterinnen usw. in die Kassa

anzumelden, kann man wohl in allen Fällen verständlich finden.

Die Wirtschafterin hat keinen Anspruch nuf Familienhilfe, ob¬

wohl sie mit dem mcis4 versicherten Arbeitgeber in „häuslicher'*
Gemeinschaft lebt. Sie ist kein Familienangehöriger im Sinne

des Gesetzes. „Ein der Ehe ähnliches Gemeinschaftsleben, bei

dem der männliche Teil die Kosten des gemeinsamen Haushaltes

trägt, der weibliche dagegen ohne eigentliches Arbeitsverhältnis

und ohne Barentschädigung die Führung des Haushaltes über¬

nimmt, begründet keine Krankciivcrsicheruugspflicht." Dieser

Meinung gibt das Oberversicberungsarrrt Berlin in einer Ent¬

scheidung vom 13. März 1923 Ausdruck. Aus den Gründen

der Entscheidung ist io'gendes bemerkenswert. Ob ein Gemein¬

schaftsleben oder ein krankenversicherungspfl.chtiges Beschäf-

tigungsvcrhältn.s besteht, ist von Fall zu Fall zu entscl.ei.ien.

Wenn an sich das Fehlen einer Barentschäligung und nur Ge¬

währung freien Unterhalts eine Versicherungspilicht bedingt, so

ist doch bei Prüfung eines derartigen zweifelhaften Beschäf¬

tigungsverhältnisses anf Gewährung einer Barentschädigung
Wert zu legen. Auch ist die soziale Stellung des Arbeitgebers
zu berücksichtigen. Bei einem Arbeiter dürfte es wohl zweifel¬

haft sein, ob er sich den Luxus eines versicherungspflichtigen
Dienstboten leisten kann. Ebenso ist zu prüfen, ob die „Wirt¬
schafterin" früher vers-Cherungspflichtiger Beschäftigung nach¬

ging oder nicht. Oft kommen zur Herbeiführung einer Ver¬

sicherungspilicht von sciten der „Arbeitgeber" Falschmeldungen
vor, indem sie auf den Anmeldeformularen neben dem freien
Unterhalt eine willkürliche Barentschüdiguag angeben. In den

meisten Fällen werden die Wirtschafterinnen erst dann zur

Anmeldung gebracht, wenn irgendwelche Leistungen aus den

Kassen herausgeholt werden sollen. Dies trifft namentheh bei

in Aussicht stehenden Füllen vc:i Wochenhiiisfällen zu. Es Hegt
also nicht im Interesse der Kasse, derartige Versichcrungsver-
hä!misse zu prüfen und bei nicht ganz enwandfreien Fällen ab¬

zulehnen. — In einer AeuCcrung hat das Rcic__svors_C-ieru.-gsr.mt
am 27. Mal 1921 eine weibliche Person, die einem Arbeiter c"ie

Wirtschaft fährt, vorbehaltlich einer ir.sianzicl.cn Entscheidung,
für krankenversicheru-.gspfuc-.tig erklärt. Diese Entscheidung
is; aaa wie oben erwähnt geiai.cti. Da in dem der Entsche.Juns
zugrunde liegenden Ealle eine Kraiiktnvcrs;cherungspf.1c!)r ver¬

neint wird und den Krankenkassen anheitnge stellt ist, die Frage
der Versic-ieru-igsnfüc.'.t von Fall zu Fall zu prüfen, weiden sie

bei der Ablehnung in einem soieh zweifelhaften Fall .n Recht
bleiben. Fr. Kleeis, Weimar.

Gewerkschaftliches.

Zur Durchführung des Re.cfcstanfs für die Krankenknssen-
aitgcsterlten. Bezirkiiehe Ergänzungen sind bisher abgeschlossen
mit den Krankenka. senunle.verb.'.nJcn Baden, Brandenburg.
Mecklenburg, NiLucrsa^hsen. Korden, Oldenburg, Pommern,
Rheinland, Sachsen, Sachsen-Aihnit. Schlesien. Thüringen und
Westfalen. In Bayern und Wurtierrberg laufen zurzeit noch
besondere Abkommen. In Ostpreaüea und Hessen schweben
die Verhandlungen noch.

BezfrksLoaferccz der Krankei:l_as$e;._ani.e_:.*.__ten für Süd-
westrachseu.. Unsere Mitglieder im Bereiche der Bezirksgruppe
Südwestsachsen hielten am 2\. August in Glauchau eine außer¬
ordentlich stark beschickte Bezirk .konferenz ab. Vor Beginn der

Sit7.n:g wurden die neuen Krankenauto und das Stadtkranken-
huus selbst, unter liebensv.ürdigir Führung des Oberarztes Herrn

Dr. Torinus besiciitigi. Eine Sammlung wurde der Verwaltung
des Stactkrar.keul.auses für die Weihnachtsfeier der Kranken

übcrv.iLbe:\ Der Geschäftsführer dts Verbandes von Kranken¬
kassen im Bezirk (les Ob.-rvers'clieriu.gsaTrits Chemnitz. Herr

Roi.zseh. hielt einen Vortrag über „Das Verhältnis zwischen

Krankenkassen \nvl Aerzten", der greCen Anklang fand. Als

nächster Tagungsort wurde Zwickau bestimmt.

Der Hanpiverbsnd Deutscher Krankenkassen hat seinen

Sitz von Dresden nach Berlin i erlegt. Seine Anschrift ist:

Berlin SV. 19, QertrandtenstraBe 24. Dort Ist ietzt auch di©

Geschäftsstelle der Vcriagsgeseiischaft Deutscher Krankenkassen

m. b. ft und der Allgemeinen Ruhcgclialtsvcrsichcrung Deut¬

scher Krankenkassen e. V.
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